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dessen in ständiger Entwicklung und Veränderung begriffen 
sind, lassen sie sich auch schwerlich in starre juristische For­
men bringen. Es bestünde mit solchen Regelungen die Gefahr, 
der Nutzung wissenschaftlich-technischer Errungenschaften 
im Strafverfahren ungerechtfertigte Beschränkungen aufzuer­
legen oder ständig das Gesetz ändern zu müssen.

Aus dem Fehlen einer ausdrücklichen Regelung dieser Me­
thoden, Mittel und Verfahren kann also nicht eine generelle 
Forderung nach ihrer künftigen rechtlichen Regelung abge­
leitet werden. Das schließt indessen nicht die Notwendigkeit 
aus, stets zu prüfen, inwieweit einzelne dieser Methoden, 
Mittel und Verfahren auf Grund ihrer Bedeutsamkeit für den 
Prozeß der Beweisführung einer rechtlichen Regelung bedür­
fen. Eine solche Notwendigkeit wird man beispielsweise aus 
heutiger Sicht bezüglich des kriminalistischen Experiments 
bejahen müssen. Es wird zwar im StPO-Kommentar im Zu­
sammenhang mit der Rekonstruktion von Vorgängen (§ 50 
Abs. 1 StPO) erwähnt* 1 15 16, ist jedoch eine relativ selbständige 
Methode der Wahrheitsfeststellung und bedarf m. E. deshalb 
einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung. Seinem Wesen 
nach handelt es sich um eine wirklichkeitsnahe Wiederholung 

- einzelner Details oder komplexer Zusammenhänge einer 
Straftat oder eines anderen kriminalistisch relevanten Ereig­
nisses durch gezielte und wiederholbare (reproduzierbare) 
Versuche, die unter adäquaten Bedingungen angestellt wer­
den, wobei ihr Ausgang ungewiß ist.15 Regelungsnotwendig ist 
auch die Aussagedemonstration als eine Methode der Beweis­
führung, die in jüngster Zeit zunehmend Beachtung findet.17 18

Auch wenn die Notwendigkeit einer generellen rechtlichen 
Regelung all dieser Methoden, Mittel und Verfahren verneint 
wird, sind damit nicht alle auf Errungenschaften des wissen­
schaftlich-technischen Fortschritts beruhenden Methoden, Mit­
tel und Verfahren zur Suche, Sicherung, Fixierung und Wür­
digung der in § 24 StPO genannten Beweismittel als zulässig 
zu betrachten. Zulässig sind nur solche, die nicht nur den For­
derungen nach konsequenter Wissenschaftlichkeit15 und Über­
prüfbarkeit genügen, sondern zugleich auch den Grundsätzen 
des sozialistischen Strafverfahrens und der sozialistischen 
Ethik entsprechen19, d. h. die Stellung des Individuums, seine 
Persönlichkeit und Würde im Strafverfahren strikt achten.20

Einsatz der Rechen-, Informations­
und Kommunikationstechnik

Eine weitere Entwicklungsrichtung der Nutzung wissenschaft­
lich-technischer Errungenschaften im Strafverfahren ist der 
zunehmende Einsatz der auf der Basis der Mikroelektronik 
fußenden Rechen-, Informations- und Kommunikationstech­
nik. Nach dem Zweck der Nutzung dieser Technik unterschei­
den wir:

1. Die Erfassung, Speicherung, Bereitstellung und 
Auswertung von Informationen zur Unterstützung der 
Entscheidungsfindung von Verfahrensbeteiligten im 
Strafverfahren

Hierzu zählt die bereits erwähnte Nutzung der Computertech­
nik durch den Sachverständigen für Gutachten, die auf wahr­
scheinlichkeitstheoretischen und mathematisch-statistischen 
Methoden beruhen. Auch in der kriminalistischen Untersu­
chungspraxis und in der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit 
werden bereits Computer zur Unterstützung der Entschei­
dungsfindung genutzt. Der Kriminalist ist z. B. in der Lage, 
mit dem Computer umfangreiche und unübersichtliche Infor­
mationspotentiale ohne Informationsverlust zu erfassen, zu 
speichern und zu verarbeiten. Das ist gerade in diesem Sta­
dium bedeutsam, weil hier der Aufklärung von Straftaten 
nicht ein abgeschlossenes, sondern ein dynamisches (offenes) 
System von Informationen zugrunde liegt, in das ständig neue 
Informationen einfließen, die zu bereits vorhandenen Infor­
mationen in Beziehung zu setzen sind. Der Computer ist hier 
besonders geeignet, den Kriminalisten bei der Aufstellung, 
Überprüfung und Verwerfung von Versionen zu unterstützen.

Dem Staatsanwalt hingegen ermöglicht z. B. die rechner­
gestützte Aufbereitung eines umfangreichen Beweismaterials, 
die die Übersichtlichkeit und Zugriffsgeschwindigkeit auf 
benötigte Informationen in der gerichtlichen Hauptverhand­
lung wesentlich erhöht, schnell und flexibel auf die unter­
schiedlichsten Beweis- und Verfahrenssituationen zu reagie­
ren und auf diese Weise seine Entscheidungsfindung zu ef­
fektivieren.

Diese Nutzung der Computertechnik wird indessen mit 
dem weiteren Voranschreiten des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts nicht nur quantitativ in dem Maße anwachsen, 
wie sich der Anteil der den Verfahrensbeteiligten, insbeson­
dere den Strafrechtspflegeorganen, im Strafverfahren zur

Verfügung stehenden Computer erhöht, sondern sie wird sich 
mit der Einführung und dem Ausbau sog. Expertensysteme21 
auch qualitativ anreichern.

2. Rationalisierung der Tätigkeit ^
der Rechtspflegeorgane

Mit Hilfe der Computertechnik können in den einzelnen Sta­
dien des Strafverfahrens viele technisch-organisatorische Tä­
tigkeiten im Zusammenhang mit der Verfahrensbearbeitung 
(Vergabe des Aktenzeichens, Eintragung in die Namenskartei, 
Kontrolle der Vorlage- und Bearbeitungsfristen, Fertigung 
von Verfügungen und Ladungen) sowie bestimmte nach dem 
Verfahren auszuführende Arbeiten (einschließlich der Sta­
tistik) effektiviert werden. Allerdings muß hierbei exakt un­
terschieden werden, ob der Einsatz dieser Technik im Rahmen 
der Verwirklichung der Ziele eines konkreten Strafverfah­
rens erfolgt und daher als strafprozessuale Tätigkeit anzuse­
hen ist oder ob er über den Rahmen des Strafverfahrens hin­
ausgeht (z. B. Datenbereitstellung für statistische Zwecke oder 
Leitungsübersichten).

Dieser Unterschied ist zu beachten, weil die inhaltlichen 
Anforderungen an den Einsatz der Technik aus den rechtli­
chen Regelungen für das jeweilige Gebiet herzuleiten sind. 
Die Fristenüberwachung oder Terminkontrolle mittels Com­
putertechnik im Strafverfahren muß z. B. von den in der 
StPO vorgegebenen Fristen ausgehen. In gleicher Weise sind 
die Vorschriften der StPO Grundlage der Datenerfassung und 
-bereitstellung für andere Fragen der Verfahrensbearbeitung, 
wie z. B. für Verfügungen und Ladungen.

Andererseits hat sich die Datenerfassung und -bereitstel­
lung für solche Arbeitsschritte, die zwar mit dem Strafver­
fahren im Zusammenhang stehen, aber von anderen Rechts­
vorschriften geregelt werden, nach diesen Rechtsvorschriften 
zu richten. So ergeben sich beispielsweise die inhaltlichen An­
forderungen an die Datenerfassung und -bereitstellung mit 
Blick auf eine mit dem Computer zu fertigende Mitteilung an 
das Strafregister aus dem Strafregistergesetz.

Damit wird zugleich eine wesentliche Bedingung für einen 
effektiven Computereinsatz im Strafverfahren erkennbar. Mit 
dem Computer ist nur dann ein Rationalisierungseffekt zu er­
reichen, wenn in der StPO und in anderen mit ihr verbunde­
nen Rechtsvorschriften einheitliche und computergerechte 
inhaltliche Anforderungen an die Datenerfassung und -bereit­
stellung formuliert werden und wenn zwischen den einzelnen 
am Strafverfahren beteiligten Rechtspflegeorganen ein Aus­
tausch bestimmter Grunddaten möglich ist. Muß hingegen 
jedes Rechtspflegeorgan selbständig und stets erneut alle Da­
ten erfassen und speichern, dann gehen wesentliche Rationali­
sierungseffekte verloren. Deshalb ist stärker als bisher zu 
überlegen, wie künftig vermittels der Computertechnik durch­
gängige und einheitliche Informations- und Kommunikations­
beziehungen zwischen Untersuchungsorgan, Staatsanwalt­
schaft und Gericht gesichert werden können, ohne daß die 
Spezifik ihrer Tätigkeit und ihre Eigenverantwortung in 
Frage gestellt werden.

Eng verbunden mit dem Einsatz von Computern zur ratio­
nellen Erfassung, Speicherung, Übertragung, Bearbeitung und 
Bereitstellung von Informationen ist die Nutzung von Com-

15 Vgl. StPO-Kommentar, 2. Aufl., Berlin 1987, Anm. 1.2. zu § 50 
(S. 76).

16 Sozialistische Kriminalistik, Kriminaltaktik, Bd. 3/2, Berlin 1984, 
S. 204.

17 Vgl. A. Forker, „Zur Wirksamkeit des Strafprozeßrechts. . .“, 
a. a. O., S. 171 f.; R. Ackermann, „Probleme der Einordnung des 
Strafverfahrens in den gesamtgesellschaftlichen Kampf gegen 
die Kriminalität und zur Beweisführung im Ermittlungsverfah­
ren“, in: Strafprozessuale Stellung und Funktion des Staats­
anwalts im Strafverfahren der DDR, Jena 1985, S. 106 f.

18 Vgl. Abschn. I Ziff. 2 der Beweisrichtlinie: H. Luther, „Wissen­
schaftliche Beweisführung im Strafverfahren — zu einigen Anfor­
derungen und Konsequenzen“, Wissenschaftliche Zeitschrift der 
Humboldt-Universität Berlin, Reihe Gesellschaftswissenschaften, 
1988, Heft 5, S. 416 ff.

19 Vgl. P. S. Eikind, „Die Kategorien ,Ziel‘ und .Mittel* in der 
Sphäre der strafprozessualen Regelung“, Sowjetskoje gossudarst- 
wo i prawo 1972, Heft 8, S. 103 (russ.); P. S. Eikind, Ziele und Mittel 
ihres Erreichens im sowjetischen Strafprozeßrecht, Leningrad 
1976, S. 125 ff. (russ.); W. A. Panjuskin, Wissenschaftlich-tech­
nischer Fortschritt und Strafverfahren (rechtliche Aspekte), 
Woronesh 1985, S. 106 ff. (russ.).

20 Aus diesen Gründen ist beispielsweise die zum Teil im Straf­
verfahren bürgerlicher Staaten anzutreffende Anwendung von 
Hypnose oder sog. Wahrheitsdrogen als Methode zur Erlangung 
von Aussagen im sozialistischen Strafverfahren der DDR unzu­
lässig. Das gilt auch für die Nutzung des Lügendetektors (Poly­
graphen).

21 Das sind intelligente Automaten (Computer) mit der Fähigkeit, 
Fachwissen (Expertenwissen) aufzunehmen, darzustellen, zu ver­
arbeiten und zu erklären. Vgl. dazu M. Roth, Die intelligente 
Maschine. Der Computer als Experte, Leipzig/Jena/Berlin 1988, 
S. 91.


